
und nationalen Volksvertretungen und durch die 
Regierungen unterstützt werden. Von ihrer Ein­

heit und ihrem Handeln hängt der Weltfrieden ab.
Das Komitee des Weltkongresses 

der Kämpfer für den Frieden
Meine Damen und Herren! Es wird niemand in der 

Deutschen Demokratischen Republik geben, der die 
außerordentliche Bedeutung dieses Aufrufes für die 
endgültige Sicherung des Friedens unterschätzen 
könnte. Wir wissen, welche Erfolge in den letzten 
Jahren gerade und besonders auch durch die Arbeit 
des Komitees erreicht worden sind.

Wir werden — der Wunsch ist an das Präsidium 
herangetragen — in Form einer Entschließung zu die­
sem Appell seitens der Volksvertretung Stellung 
nehmen. Ich darf bitten, daß diese gemeinsame Ent­
schließung aller Fraktionen, die dem Hause bereits 
gedruckt vorliegt, von dem Herrn Abgeordneten 
Abusch, der selbst das deutsche Mitglied des Ständi­
gen Komitees des Weltkongresses der Kämpfer für den 
Frieden ist, verlesen wird.

Ich erteile also Herrn Abgeordneten Abusch das 
Wort.

Abg. Abusch (Kulturb./DFD/VVN):
Meine Damen und Herren! Als Mitglied dieses 

Hohen Hauses und zugleich als deutsches Mitglied des 
Ständigen Komitees des Weltkongresses der Kämpfer 
für den Frieden habe ich den ehrenvollen Auftrag er­
halten, Ihnen im Namen sämtlicher Fraktionen den 
folgenden Antrag zu dem soeben verlesenen Appell zu 
unterbreiten:

Antrag aller Fraktionen 
der Provisorischen Volkskammer zum Appell des 

Ständigen Komitees des Weltkongresses der 
Kämpfer für den Frieden, Paris

Mit tiefer Ergriffenheit hat die Provisorische 
Volkskammer der Deutschen Demokratischen Repu­
blik von dem Appell des Komitees des Weltkon­
gresses der Kämpfer für den Frieden an die ge­
wählten ständigen Volksvertretungen aller Länder 
Kenntnis genommen.

Diese Friedensvorschläge sind nach unserer 
Überzeugung der einmütige Wille der Völker. 
Kaum ein Volk hat aber mehr als das deutsche 
Volk den Ausbruch eines neuen Krieges zu fürch­
ten, da es in einem solchen Falle um die Existenz 
unseres Landes und unserer Nation gehen würde.

Die Erhaltung des Friedens liegt daher im 
Lebensinteresse besonders auch des deutschen Vol­
kes, so daß wir dem Appell aus ganzem Herzen 
den vollsten Erfolg wünschen.

Möge sich das ganze deutsche Volk seiner Kraft 
bewußt sein, die es verkörpert, wenn es in voller 
Einheit für den Frieden kämpft. Dieser Kampf 
würde die Sicherung des Friedens in Europa be­
deuten, da wir ihn an der Seite der Sowjetunion, 
der Volksdemokratien und der friedliebenden 
Kräfte aller Völker der Welt führen.

In der Gewißheit, daß in dieser Einheit und dem 
gemeinsamen Handeln die Sicherung des Weltfrie­
dens begründet liegt, gibt die Provisorische Volks­
kammer dem Appell ihre volle Zustimmung und 
fordert die friedliebende Bevölkerung ganz 
Deutschlands auf, diese. Friedensvorschläge mit 
aller Kraft zu unterstützen.

Berlin, den 18. Januar 1950
(Lebhafter Beifall)

Soweit der Wortlaut des Antrages.
Gestatten Sie mir noch zwei Sätze dazu! Die Tagung 

des Ständigen Komitees des Weltkongresses der Kämp­
fer für den Frieden, an der ich vor zehn Wochen teil­

nahm, erblickte gerade in der Gründung der Deutschen 
Demokratischen Republik den Beweis dafür, daß es in 
Deutschland heute ernsthafte Kräfte des Friedens gibt. 
Die Kämpfer für den Frieden aus allen Erdteilen be­
grüßten damals besonders die Gründung unserer Deut­
schen Demokratischen Republik als die Schaffung des 
ersten Friedensstaates auf deutschem Boden. Sie brach­
ten uns im Geiste der Gleichberechtigung volles Ver­
trauen entgegen. Ich bitte Sie, meine Damen und 
Herren, dieses Vertrauen der Friedenskämpfer der 
ganzen Welt zu rechtfertigen und dem von mir ver­
lesenen Anträge feierlich und einmütig Ihre Zustim­
mung zu geben.

(Lebhafter Beifall)

Präsident Dieckmann:
Der soeben von dem Herrn Abgeordneten Abusch 

verlesene und begründete Antrag aller Parteien und 
Fraktionen trägt folgende Unterschriften: für die SED: 
Hermann Matern, CDU: Rohner, NDPD: Vincenz Müller, 
LDP: Dr. Liebler, FDGB: Warnke, VdgB: Körting, 
VVN: Ottomar Geschke, DBD: Scholz, Genossenschaf­
ten: Lände, FDJ: Keßler, DFD: Käte Kern, Kulturb.: 
Alexander Abusch, Sozialdem. Frakt.: Bürde.

Ich stelle diesen Gemeinschaftsantrag aller Frak­
tionen nunmehr zur Abstimmung und bitte diejenigen, 
die den Antrag ablehnen wollen, sich bemerkbar zu 
machen, — diejenigen, die sich der Stimme enthalten 
wollen, die Hand zu heben. — Ich sehe keine Zeichen 
einer Ablehnung oder Stimmenthaltung.

Ich darf nunmehr diejenigen Mitglieder des Hauses, 
die dem Antrag ihre Zustimmung geben wollen, bitten, 
sich durch Erheben von den Plätzen dazu zu be­
kennen. — Ich kann feststellen, daß der Antrag die 
einmütige Zustimmung des ganzen Hauses gefunden 
hat, und darf dies werten als eine nachdrückliche De­
monstration des Friedenswillens des deutschen Volkes, 
in feierlicher Weise bekundet durch seine Volksver­
tretung. Wir dürfen hoffen und wünschen, daß diese 
Demonstration im höchsten und besten Sinne des Wor­
tes ihre Wirkung nach ganz Deutschland, in die ganze 
Welt nicht verfehlen wird.

(Lebhafter Beifall)
Vor Eintritt in die Tagesordnung darf ich sodann 

dem Hause Mitteilung von folgendem bei mir einge­
gangenen Entschließungsantrag der Fraktion der Libe­
ral-Demokratischen Partei machen:

Die Provisorische Volkskammer wolle be­
schließen:

Zur Zeit finden zwischen dem französischen 
Außenminister und dem Bundeskanzler des west­
deutschen Staates sowie anderen westdeutschen 
Stellen Besprechungen statt, in denen den Verlaut­
barungen nach auch das Problem des Saargebiets 
behandelt worden ist. Zu gleicher Zeit wird be­
kannt, daß die französische Regierung die Auto­
nomie des Saargebietes durch Abmachungen mit 
der saarländischen Regierung zu regeln beab­
sichtigt.

Von den verschiedensten Seiten, gerade auch aus, 
Westdeutschland, wird auf die Gefahr aufmerk­
sam gemacht, daß der westdeutsche Bundeskanzler 
Adenauer zur Förderung einer deutsch-französi­
schen Freundschaft zu größerem Entgegenkommen 
gegenüber den französischen Wünschen einer end­
gültigen Trennung des Saargebietes von Deutsch­
land bereit sein würde.

Die Frage der nationalen Zugehörigkeit des 
Saargebietes und seiner Bewohner zu Deutschland 
ist ein gesamtdeutsches Problem; Bundeskanzler 
Adenauer ist seinerseits nicht berechtigt, bindende 
Abmachungen über das Saargebiet und seine Be­
völkerung zu treffen.
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